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Von Christian Brönnimann, Bern
Nach Kosten von rund 100 Millionen  
Franken ohne nennenswerten Ertrag 
zieht Finanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf die Notbremse: Sie stoppt das 
IT-Grossprojekt Insieme der Steuerver-
waltung. Das hat das Finanzdeparte-
ment gestern mitgeteilt. Die Risiken 
seien schlicht zu gross, erklärt General-
sekretär Jörg Gasser. Es sei unsicher, ob 
Insieme gemäss ursprünglichen Zielen 
und im Rahmen der gesprochenen Mit-
tel jemals hätte zum Laufen gebracht 
werden können.

Der Abbruchentscheid basiert unter 
anderem auf einem noch unveröffent-
lichten Bericht der Eidgenössischen 
 Finanzkontrolle (EFK), der dem «Tages-
Anzeiger» vorliegt. Der Bericht zeichnet 
das Scheitern von Insieme ungeschönt 
nach. Zwei grundsätzliche Übel fallen 
dabei auf: Erstens fehlte eine übergrei-
fende Planung, zweitens stellte die EFK 
beim ehemaligen Gesamtprojektleiter 
«mangelnde Qualifikation» und Über-
forderung fest. 

Im Zusammenspiel führten beide 
Mängel zu einer Hüst-und-hott-Strategie. 
«Mehrmals wurde die Methodik  geändert, 
(. . .) die bereits erarbeiteten Grundlagen 
neu geschrieben, weitere Sit zungs-
gremien geschaffen und schliesslich (. . .) 

bereits eingesetzte Software ausgewech-
selt», schreibt die EFK. Der Projektleiter 
habe sich nachweisbar von den zahlrei-
chen Ideen der wechselnden externen 
Berater begeistern lassen.

Hohe Abfindung für Projektleiter
Die externen Firmen nutzten die Situa-
tion offenbar aus. «Oftmals haben hier 
innovative junge Leute Lösungen ver-
wirklicht, die nicht unbedingt sachdien-
lich waren und Luxuslösungen darstell-
ten», hält die EFK fest. Insgesamt sei der 
Eindruck entstanden, dass bei einigen 
Firmen nicht primär ein erfolgreiches 
Projekt im Vordergrund gestanden habe, 
sondern «Umsatzüberlegungen». 

Für ihre Arbeit liessen sich die Exter-
nen fürstlich entlöhnen. Die EFK regist-
rierte Stundenlöhne von bis zu 520 Fran-
ken – das Doppelte des bundesweit gel-
tenden Richtwerts. Der überforderte Ge-
samtprojektleiter mit «ungenügender 
Erfüllung seiner Funktionen» wiederum 
erhielt nach der Entlassung im Februar 
2011 noch während vier Monaten den 
vollen Lohn – und danach eine Abfin-
dung in der Höhe von 200 000 Franken. 
Und dies, obwohl ihm innerhalb der 
Steuerverwaltung eine andere Stelle an-
geboten worden wäre. Das sei «teilweise 
fraglich», urteilt die EFK. – Seite 3

Trotz IT-Debakel 
200 000 Franken 
für Insieme-Chef
Widmer-Schlumpf stoppt den Millionenflop Insieme. 
Ein noch unveröffentlichter Bericht zeigt, weshalb.

Das Lobbying in der Wandelhalle des 
Parlaments habe ein «dekadentes Aus-
mass» erreicht, findet der parteilose 
Schaffhauser Ständerat Thomas Minder. 
Mit einem Vorstoss, über den die kleine 
Kammer am Montag entscheidet, will er 
den Interessenvertretern den Zugang 
zum Bundeshaus erschweren. Konkret 
sollen Lobbyisten keine dauerhaften Zu-
trittsausweise mehr erhalten. Die Idee 
stösst allerdings auf wenig Begeisterung. 
SP-Präsident Christian Levrat etwa er-
klärt, die Gespräche in der Wandelhalle 
würden masslos überschätzt. Derzeit 
verfügen 241 Lobbyisten über einen Dau-
erbadge für das Parlamentsgebäude. Gut 
vertreten sind Wirtschafts-, Arbeitneh-
mer- und Umweltverbände. Zudem wei-
beln 22 PR-Berater für ihre Kunden 
durchs Bundeshaus. Rücken diese – wie 
Gregor Rutz von der Zürcher SVP – ins 
Parlament nach, müssen sie ihre Man-
date nicht deklarieren. (paf/len/sür)
Kommentar Seite 2, Berichte Seite 4, 5

In seinem Buch «Boss Rove» zeichnet 
der amerikanische Autor Craig Unger 
die Karriere von Karl Rove nach. Der re-
publikanische Stratege leitete 2000 und 
2004 erfolgreich den Wahlkampf von 
George W. Bush. Für diesen arbeitete er 
anschliessend als Vize-Stabschef im 
Weissen Haus, bevor er 2007 von seinen 
politischen Ämtern zurücktrat. Im Inter-
view mit dem «Tages-Anzeiger» erklärt 
Biograf Unger, wie der als unzimperli-
cher Strippenzieher berüchtigte Rove 
die Republikanische Partei von aussen 
wesentlich mitprägt. «Er hat mithilfe 
 diverser von ihm kontrollierter Organi-
sationen ungefähr eine Milliarde Dollar 
bei konservativen reichen Spendern ein-
gesammelt», so Unger. Auch im aktuel-
len Wahlkampf mische Rove mit, und 
eine Niederlage Romneys würde er an-
deren anzuhängen versuchen, sagt Un-
ger weiter. «Und solange Rove das Geld 
hat, wird sein Einfluss in der Partei stark 
bleiben.» (TA) – Seite 6, 7

In der Affäre um SVP-Nationalrat Chris-
toph Mörgelis berufliches Wirken an der 
Uni Zürich ist gestern ein neues Puzzle-
teil aufgetaucht: eine Seite aus der Mit-
arbeiterbeurteilung vom Februar. Da-
raus geht hervor, dass Mörgelis Leistung 
für ungenügend erachtet wurde. Sollte 
dies so bleiben, sieht das Papier das An-
setzen einer sechsmonatigen Bewäh-
rungsfrist vor. Dies steht im Wider-
spruch zu Aussagen der Zürcher Bil-
dungsdirektorin Regine Aeppli, wonach 
die Bewährungsfrist dieser Tage bereits 
abläuft. Für den Zürcher SVP-Präsiden-
ten und Nationalrat Alfred Heer sind 
Aepplis Aussagen Grund genug für ihren 
Rücktritt, da diese falsch und «schlicht 
dumm» seien. Im Zürcher Personalge-
setz steht jedoch: «Von einer Bewäh-
rungsfrist kann ausnahmsweise abgese-
hen werden, wenn feststeht, dass sie ihren 
Zweck nicht erfüllen kann.» Es könnte 
also durchaus sein, dass Mörgeli heute 
dennoch entlassen wird. (TA) – Seite 15

Minder knöpft sich 
die Lobbyisten vor

Republikaner-Stratege 
Karl Rove ist zurück

Fall Mörgeli: SVP  
will Aepplis Rücktritt

Unter grossem Publikums- und Promi-
nentenandrang hat gestern Abend das 
8. Zurich Film Festival begonnen. Den 
Auftakt besorgte Wirtschaftsminister Jo-
hann Schneider-Ammann. «Ich geniesse 
es, einige Minuten in der Traumwelt Hol-
lywoods verbringen zu dürfen», sagte 
der FDP-Bundesrat in seiner Rede.

Der eigentliche Star des Abends war 
jedoch John Travolta. Für sein Lebens-
werk wurde der US-Schauspieler («Sa-
turday Night Fever», «Pulp Fiction») mit 
dem Golden Eye Award geehrt. Im An-
schluss wurde Oliver Stones neuer Thril-
ler «Savages» gezeigt, in dem Travolta 
einen korrupten Drogenfahnder spielt.

Das Zurich Film Festival dauert bis 
zum 30. September, gezeigt werden  
112 Filme aus 22 Ländern. Als Stargäste 
sind neben John Travolta die Schauspie-
ler Richard Gere und Susan Sarandon, 
die Regisseure Oliver Stone und Tom 
Tykwer sowie US-Produzent Jerry Wein-
traub angekündigt. (TA) – Seite 29

Ein Hauch von Hollywood an der Limmat

Wirtschaft
Siemens streicht 220 Stellen  
in der Schweiz
Der Münchner Technologiekonzern Sie-
mens teilte gestern mit, er streiche in 
der Schweiz rund 220 Stellen in der Ge-
bäudetechnik. Siemens reagiert damit 
auf die schwächelnde Konjunktur in wei-
ten Teilen der Welt sowie auf den anhal-
tend starken Franken. Zuletzt war der 
Auftragseingang um annähernd ein Vier-
tel eingebrochen. – Seite 43

Fussball
YB unterliegt Liverpool,  
Basel spielt in Lissabon remis
Acht Tore bekamen die 31 120 Zuschauer 
in Bern geboten, aber keine siegreichen 
Young Boys. Diese verloren zum Auftakt 
der Europa League 3:5 gegen Liverpool, 
das mit einer Reservemannschaft ange-
treten war, um seine besten Spieler für 
die Meisterschaft zu schonen. Besser 
schlug sich Basel in Lissabon: Der FCB 
trotzte Sporting ein 0:0 ab. – Seite 56

«Niemand hat das 
Geschichtsbild 
der Deutschen  
so geprägt  
wie dieser Mann.»
Martin Ebel über ZDF-Historiker 
Guido Knopp. – Seite 11

Der verheiratete Jesus: Zieht  
die Kirche Konsequenzen? – Seite 11

Heute Kommentare & Analysen

Er kam, sah und grinste: John Travolta gestern Abend auf dem grünen Teppich vor dem Zürcher Kino Corso. Foto: Reto Oeschger

statt 1490.-
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Von Christian Brönnimann, Bern
Das Ziel war ambitioniert, die Kommu-
nikation schönfärberisch: Mit dem In-
formatikprojekt Insieme könne die 
Steuerverwaltung pro Jahr über 200 Mil-
lionen Franken einsparen, schrieb der 
Bundesrat noch im Sommer 2010, we-
nige Monate vor dem Abgang von Hans-
Rudolf Merz an der Spitze des Finanz-
departements (EFD). Angesichts der er-
warteten Einsparung ermächtigte die 
Regierung Merz damals, weitere 56 Mil-
lionen Franken für Insieme aufzuwerfen 
– zusätzlich zu den rund 100 bereits ge-
sprochenen Millionen. Insieme hätte 
zwei veraltete Informatiksysteme aus 
den 90er-Jahren ablösen sollen.

Nun ist klar: Ein grosser Teil des Gel-
des ist verloren. Merz’ Nachfolgerin 
Eveline Widmer-Schlumpf hat Insieme 
gestoppt, wie das EFD gestern mitteilte. 
Eine Weiterführung werde «als zu risi-
kobehaftet beurteilt». Aus der Mittei-
lung wird ersichtlich, wie schlecht es 
um das 2005 gestartete Projekt Insieme 
tatsächlich steht: Für die «Kernsysteme» 
seien erst zehn Prozent der notwendi-
gen Programmierarbeiten vollendet, 
schreibt das EFD. «Wesentliche Teile» 
des ursprünglichen Vorhabens seien zu-
dem aus dem Projektumfang gestrichen 
worden.

Inexistente Kostenkontrolle
Von den total gut 150 Millionen Franken 
sind laut EFD-Generalsekretär Jörg 
 Gasser 97 Millionen bereits ausgegeben 
worden. Die restlichen Mittel würden 
nun zurückgestellt. Es sei noch einmal 
mit «Abbruchkosten» von etwa 6 Millio-
nen Franken zu rechnen, sagt Gasser. 
Wie viel Geld genau für welche Teile aus-
gegeben wurde, kann er nicht beziffern. 
Eine interne Kostenkontrolle habe die 
Steuerverwaltung erst im Jahr 2010 ein-
geführt. 

Mit den Millionen war in den letzten 
Jahren ein riesiger Apparat von externen 
Informatikern und Experten aufgebaut 
worden. Zu Spitzenzeiten waren 220 Per-
sonen und zwei Dutzend Firmen an In-
sieme beteiligt. Dass bei der Auftrags-
vergabe dabei nicht immer alles mit 
rechten Dingen zugegangen war, hat im 
Sommer eine Administrativuntersu-
chung offengelegt: Aufträge wurden zu-
hauf widerrechtlich ohne öffentliche 
Ausschreibung vergeben. Als Konse-
quenz musste der langjährige Chef der 
Steuerverwaltung, Urs Ursprung, seinen 
Posten räumen. Gegen einen Abteilungs-

leiter ermittelt die Bundesanwaltschaft 
wegen ungetreuer Amtsführung. 

Wie risikobehaftet das Weiterführen 
von Insieme wäre, zeigt ein noch unver-
öffentlichter Bericht der Eidgenössi-
schen Finanzkontrolle (EFK). Die «Appli-
kationslandschaft» von Insieme bestehe 
aus «sehr vielen Einzelkomponenten mit 
entsprechenden Schnittstellen», schreibt 
die EFK. Anstelle von Standardmodulen 
seien Eigenentwicklungen und Nischen-
produkte im Einsatz. Angesichts dieser 
Ausgangslage schätzt die EFK die tech-
nologischen Risiken insgesamt als 
«hoch» ein. Und: «Die Steuerverwaltung 
als prozessgesteuerte und kundenorien-
tierte Verwaltungseinheit bleibt weiter-
hin eine Vision.»

Trotz des Scherbenhaufens ist das Ta-
gesgeschäft der Finanzverwaltung laut 
Generalsekretär Gasser nicht gefährdet. 
Die alten Systeme für die Abrechnung 
von Mehrwert-, Bundes-, Verrechnungs- 
und Stempelsteuer könnten noch min-

destens bis 2017 weiterbetrieben wer-
den. Wie sie dereinst ersetzt werden sol-
len, sei Aufgabe des zu nominierenden 
neuen Direktors der Steuerverwaltung, 
sagt Gasser.

Weshalb zwei Jahre gewartet?
Politiker von links bis rechts bezeichnen 
Insieme als «Fiasko» oder «Millionen-
grab». Die SP fordert eine parlamentari-
sche Untersuchungskommission (PUK). 
Insieme sei von «Fehlinformationen und 
fragwürdigen Seilschaften geprägt», sagt 
Parteipräsident Christian Levrat.

Der Präsident der parlamentarischen 
Finanzdelegation, welche die Zustände 
bei Insieme mehrmals angeprangert 
hatte, ist anderer Meinung. Der Ruf nach 
einer PUK komme zu früh, sagt CVP-
Ständerat Urs Schwaller. Auch die 
 Finanzdelegation oder allenfalls die 
 Geschäftsprüfungskommission könne 
sich um die offenen Fragen kümmern. 
Schwaller unterstützt Widmer-

Schlumpfs Entscheid, die Notbremse zu 
ziehen. Ihre Risikoanalyse sei nachvoll-
ziehbar, sagt er.

Dennoch muss sich Widmer-Schlumpf 
die Frage gefallen lassen, weshalb sie 
erst jetzt, fast zwei Jahre nach ihrem 
Start im Finanzdepartement, die Konse-
quenzen gezogen hat. Immerhin wurden 
in ihrer Amtszeit mehr als ein Drittel der 
97 Millionen Franken ausgegeben. «Das 
Projekt hätte schon vor mehr als einem 
Jahr abgebrochen werden sollen», sagt 
Finanzdelegationsmitglied und SVP- 
Nationalrat  Pirmin Schwander dazu. Ge-
neralsekretär Gasser kontert: «Ein Pro-
jekt in dieser Grössenordnung kann man 
nicht von heute auf morgen stoppen.» 
Zuerst habe man sich einen Gesamt-
überblick verschaffen müssen. Die EFK 
stellte in diesem Zusammenhang in 
ihrem Bericht fest, dass die Steuerver-
waltung dem Finanzdepartement in den 
Rapporten jeweils «nicht alle Fakten» ge-
liefert habe.

Widmer-Schlumpf zieht den Stecker
Das IT-Grossprojekt Insieme der Steuerverwaltung wird abgebrochen. Trotz jahrelanger Investitionen von fast 100 Millionen Franken 
sind erst zehn Prozent der Programmierarbeiten vollendet. Die SP fordert eine parlamentarische Untersuchungskommission.

Den Chef der Steuerverwaltung kostete der Flop das Amt: Urs Ursprung und Eveline Widmer-Schlumpf im Februar 2011. Foto: Reuters

Informatikprojekte der 
Verwaltung verursachen  
oft Probleme. Auch andere 
Bundesämter sind betroffen. 

Von Maurice Thiriet  
IT-Projekte, bei denen die Kosten aus 
dem Ruder laufen, bei denen Aufträge 
unter der Hand vergeben und die immer 
gleichen Firmen beschäftigt werden, gibt 
es nicht nur bei der Steuerverwaltung. 
So versuchen derzeit der frühere Swiss-
com-CEO Jens Alder und sein Swisscom-
Weggefährte William Angst als «Task 
Force Informatik VBS» die Informatik-
probleme im Verteidigungsdepartement 
(VBS) in den Griff zu kriegen. Die Man-
date von Alder und Angst, laut Presse-
berichten mit 500 000 und 200 000 Fran-
ken jährlich honoriert, sorgten für Auf-
regung. Wie lange die beiden bleiben 
müssen, ist laut einem Departements-
sprecher «nicht bestimmt», denn ein 
Weggang führte zu «Know-how-Verlust 
und wesentlichen Mehrkosten».

Auch im Bundesamt für Umwelt (Bafu) 
kam es zu einem Vergabeskandal bei 
 IT-Projekten. Gegen den ehemaligen 
 Informatikchef des Bafu ermittelt die 
Bundesanwaltschaft. Dieser soll bei zwei 
 Firmen, mit denen er verbandelt war, 
Programme bestellt haben, für die es gar 
keinen Bedarf gab. Im Bundesamt für 
Strassen sorgt die Entwicklung der Stras-
sendatenbank Mistra für rote Köpfe. Auf-
träge in Millionenhöhe wurden ohne 
 ordentliche Ausschreibung vergeben. 
Eine Firma erhielt Aufträge im Wert von 
16 Millionen Franken, wovon nur der 
erste im Umfang von 4,5 Millionen kor-
rekt ausgeschrieben worden war. 

Bei der Bundesverwaltung ist man 
sich der Problematik im Zusammenhang 
mit der Vergabe von IT-Projekten be-
wusst: «Aufträge der öffentlichen Hand 
müssen nach dem Beschaffungsrecht 
vergeben werden. Dies macht die Verga-
ben komplizierter, beschwerdefähig und 
damit in der schnelllebigen Welt der In-
formatik sehr langwierig», sagt Claudio 
Frigerio vom Bundesamt für Informatik 
und Telekommunikation.

IT-Flops 

Kostspielige 
Fehlleistungen

Genf schreibt tiefrote 
 Zahlen. Findet das 
 Parlament keine Lösung, 
droht der Einsatz  
der  Schuldenbremse.

Von Philippe Reichen, Genf 
David Hiler (Grüne) sah die dunklen 
Wolken seit langem aufziehen. Noch am 
Samstag beantragte die Regierung dem 
Grossen Rat, die Steuern zu erhöhen, im 
Wissen darum, fürs Jahr 2013 rote Zah-
len budgetieren zu müssen. Es wäre das 
zweite Defizit in Folge, weil in diesem 
Jahr wegen der Pensionskassensanie-
rung des Staatspersonals ein Fehlbetrag 
von rund 350 Millionen Franken so gut 
wie sicher ist. Die Genfer Verfassung 
sieht vor, dass beim zweiten Defizit hin-
tereinander automatisch die Schulden-
bremse in Kraft tritt. Weil die Regierung 
keine Sparmassnahmen ins Auge fasst, 
schlug Hiler die Steuererhöhung vor. 

Doch eine bürgerliche Mehrheit im 
Parlament wollte von höheren Steuern 
nichts wissen. So präsentierte David Hi-
ler gestern fürs Jahr 2013 ein Budget, das 
einen Fehlbetrag von 278 Millionen Fran-
ken aufweist. Trotz eines Schuldenbergs 
von heute 11,4 Milliarden Franken, der 
Ende Jahr fast 12 Milliarden Franken be-
tragen wird, ist die Regierung bereit, zu 
investieren. Am meisten Geld soll in den 
öffentlichen Verkehr, die Bildung, das 
Gesundheitswesen, den Justizapparat 
und die Polizei fliessen. Hiler geht davon 
aus, einen Teil der Mehrausgaben mit hö-
heren Steuereinnahmen finanzieren zu 

können. Die Zunahme schätzt er für die 
nächsten vier Jahre auf 1,5 Prozent – 
auch, weil das Wachstum Genfs stets 
über dem Schweizer Durchschnitt liege.

FDP-Kantonsrat Pierre Weiss hält 
diese Prognose für viel zu optimistisch. 
Unterstützung erhält Hiler aber von So-
zialdirektorin Isabel Rochat (FDP). Ge-
mäss Rochat sind im Kanton in der ers-
ten Hälfte dieses Jahres 2900 Arbeits-
stellen geschaffen worden. Gleichzeitig 
haben sich aber die Löhne um 1,7 Pro-
zent reduziert. Wenig gefallen dürfte der 
Regierung, dass ausser der Uhrenindus-
trie kein Industriezweig Wachstumszah-
len liefert. Immerhin melden die Banken 
eine leichte Erholung. 

Entscheid fällt im Dezember
Es bleibt dabei – verhindert das Parla-
ment zwei aufeinanderfolgende Defizite 
nicht, kommt es zur Anwendung der 
Schuldenbremse. Diese steht seit der 
Volksabstimmung im Mai 2006 zwar in 
der Verfassung, ist auf Gesetzesebene 
aber nicht geregelt. Diesen Zustand 
muss die Legislative beseitigen. Insge-
heim dürfte David Hiler deshalb darauf 
hoffen, dass das Parlament der Steuer-
erhöhung doch noch zustimmt.

Finanzpolitiker Pierre Weiss geht 
heute davon aus, dass das Volk eine 
Steuererhöhung einer Ausgabenreduk-
tion vorzöge. Das glaubt auch Sozial-
demokrat Alain Charbonnier. Er sagt: 
«Es werden jene Leute mehr Steuern 
zahlen müssen, die können.» Kurz vor 
Weihnachten wird der Grosse Rat das 
Budget beraten und sich auf ein Vorge-
hen einigen müssen.

Genf muss Finanzloch stopfen

Das Bundesgericht hat einem 
Politiker der Jungen SVP 
recht gegeben, der in einer 
Rede vor der Ausbreitung 
des Islam warnte.

Von Thomas Hasler
Laut einem gestern veröffentlichten 
Urteil hat die Stiftung gegen Rassismus 
und Antisemitismus den Präsidenten 
der Jungen SVP des Kantons Thurgau in 
seiner Ehre verletzt. Im Vorfeld der Anti-
Minarett-Initiative hatte die Junge SVP 
Thurgau 2009 in Frauenfeld eine eher 
schwach besuchte Kundgebung durch-
geführt. Darüber berichtete die Partei 
auf ihrer Website. Zitat: «In seiner Rede 
betonte der Präsident der JSVP, dass es 
an der Zeit ist, der Ausbreitung des Is-
lams Einhalt zu gebieten. Die Schweizer 
Leitkultur, welcher das Christentum zu-
grunde liegt, dürfe sich nicht von ande-
ren Kulturen verdrängen lassen, fügte er 
hinzu. Ein symbolisches Zeichen wie das 
Minarettverbot sei daher ein Ausdruck 
für den Erhalt der eigenen Identität.»

Diese Meldung fiel der Stiftung gegen 
Rassismus und Antisemitismus auf. Auf 
ihrer eigenen Website zitierte sie die Mit-
teilung der Partei. Problematisch daran 
war, dass sie die an sich wertfreie Zusam-
menfassung in der Rubrik «Chronologie 
– Tatbestand: Verbaler Rassismus» veröf-
fentlichte. Dies liess der JSVP-Präsident 
nicht auf sich sitzen. Der 21-Jährige klagte 
wegen Persönlichkeitsverletzung. Das 
Bezirksgericht Kreuzlingen wies die 
Klage ab, das Obergericht hiess sie gut. 

Und es verpflichtete die Stiftung, den 
Eintrag auf ihrer Website zu löschen und 
während dreier Monate durch den Hin-
weis zu ersetzen, dass die Stiftung den 
JSVP-Präsidenten mit der Bezeichnung 
«verbaler Rassismus» in seiner Persön-
lichkeit verletzt habe.

Dagegen beschwerte sich die Stiftung 
beim Bundesgericht. Jede Gruppenbil-
dung in «Wir» und «Die anderen», die 
nach Kriterien Rasse, Hautfarbe, Ab-
stammung, nationaler Ursprung, Volks-
tum oder Religion gemacht werde, er-
fülle den Begriff des Rassismus.

Nur Verschiedenheit aufgezeigt
So weit wollte das Bundesgericht den 
Begriff Rassismus nicht verstanden wis-
sen. Grundsätzlich sei die Einordnung 
einer Äusserung einer Person als «verba-
ler Rassismus» ehrverletzend, weil die 
betroffene Person so «im Ansehen der 
Mitmenschen empfindlich herabge-
setzt» werde. Rassismus sei eine Lehre 
oder Einstellung, «nach der bestimmte 
Rassen oder auch Völker hinsichtlich 
ihrer kulturellen Leistungsfähigkeit an-
deren von Natur aus überlegen sind», zi-
tierte das Bundesgericht den Duden.

Das blosse Aufzeigen einer Verschie-
denheit zwischen zwei Individuen oder 
Gruppen sei noch kein Rassismus. «Ras-
sismus beginnt dort, wo der Unterschied 
gleichzeitig eine Abwertung der Opfer 
bedeutet, und das Hervorheben von 
Unterschieden letztlich nur ein Mittel 
ist, die Opfer negativ darzustellen und 
deren Würde zu missachten.» Das Bun-
desgericht wies die Beschwerde der Stif-
tung ab.

Rassismusvorwurf war illegal

Mindestens 35 Prozent der Führungs-
positionen in der Berner Stadtverwal-
tung sollen von Frauen besetzt sein: So 
will es das Berner Stadtparlament. Es 
hat gestern der Stadtregierung einen 
verbindlichen Auftrag erteilt. Um das 
gleichstellungspolitische Anliegen 
durchzusetzen, hatte eine überpartei-
liche Frauengruppe von Stadträtinnen 
aus fast allen Parteien eine Motion ein-
gereicht. Mit vereinten Kräften vermoch-
ten die weiblichen Abgeordneten die 
Stadtratsmehrheit zu überzeugen: Das 
Parlament überwies die Motion mit 
37 Ja- zu 18 Nein-Stimmen.

Sie verlangt, dass 35 Prozent der Ka-
derstellen in der Stadtverwaltung und in 
den öffentlich-rechtlichen Anstalten der 
Stadt von Frauen besetzt sein müssen. 
Heute beträgt der Frauenanteil in den 
Führungspositionen der Stadtverwal-
tung knapp 26 Prozent. Die Regierung 
muss nun Vorschläge unterbreiten, wie 
mehr Frauen an die Spitze gelangen kön-
nen. Die Exekutive wollte den Vorstoss 
lediglich in der abgeschwächten Form 
eines Postulats entgegennehmen. 

Der Grosse Rat von Basel-Stadt hat 
bereits eine Frauenquote von 30 Pro-
zent für die Aufsichtsgremien von öf-
fentlichen und halböffentlichen Unter-
nehmen beschlossen. Auch in der Stadt 
Zürich ist eine Frauenquote für Spitzen-
positionen in der Verwaltung ein Thema. 
SP-Fraktionschefin Min Li Marti kün-
digte im August einen entsprechenden 
Vorstoss an. (SDA)

Bern beschliesst 
Frauenquote  
für Stadtverwaltung


